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Wechselseitige Bedingtheit von Bewußtsein und Tätigkeit

Verantwortungslosigkeit bei Pflichtverletzungen ist in der 
Regel mit Verantwortungslosigkeit bei der Voraussicht nega­
tiver Folgen verbunden.6 In psychologischen und darauf auf­
bauenden strafrechtlichen Arbeiten wird seit langem von der 
Einheit von Bewußtsein und Handeln, Bewußtsein und Tätig­
keit ausgegangen und betont, daß man das Handeln des 
Menschen nicht lediglich auf den äußeren Vollzugsteil redu­
zieren, die psychischen Komponenten aus der äußeren prakti­
schen Tätigkeit eliminieren und die „inneren“ psychischen 
Prozesse nach „außerhalb“ der „äußeren“ menschlichen 
Tätigkeit verlagern kann. Damit wird die Einheit von 
„innen“ und „außen“, das wechselseitige Bedingtsein und die 
wechselseitige Abhängigkeit verdeutlicht. Wesentlich dabei 
ist, daß sich im Handeln alle Seiten der Psyche in den 
wechselseitigen Verbindungen äußern, die real in der Wirk­
lichkeit existieren.? „Das Ergebnis einer Tätigkeit ist ihre 
Folge, es ist jedoch nicht ihre einzige Folge. Es ist eine hervor­
ragende Folge, nämlich die, wegen der die Tätigkeit organi­
siert wurde. Andere Folgen einer Tätigkeit bezeichnen wir als 
ihre Nebenfolgen oder mittelbare (weitere) Folgen ... Wenn 
die Möglichkeit ihres Auftretens bewußt wird, können sie den 
Wert des Ergebnisses modifizieren. “8

J. L e k s c h a s  hat aus strafrechtlicher Sicht stets darauf 
verwiesen, daß es prinzipiell fehlerhaft ist, die rein logischen 
Strukturelemente etwa des Vorsatzes oder der Fahrlässigkeit 
(vor allem bei der Abgrenzung der Schuldarten) im Vorder­
grund zu sehen. Er fordert völlig zu Recht, den inneren Ent- 
scheidungs- und Handlungsimpulsen das eigentliche Gewicht 
beizumessen, und gelangt so zu der Verantwortungs- und 
Schuldkonzeption, die auch unserem Strafgesetzbuch zugrunde 
liegt: die Subjektposition des Menschen zu stärken und das 
Verantwortungslose im Sinne einer sozialen Fehlleistung in 
ihrer objektiven und subjektiven Dimension nachdrücklich zu 
bekämpfen. Diese Grundanforderung betrifft die Schuldkon­
zeption insgesamt und ist im Hinblick auf Vorsatz und Fahr­
lässigkeit in jeweils spezifischer Verwirklichungsform durch­
zusetzen.

Prüfung von Vorsatz und Fahrlässigkeit 
bei Schadensverursachung

Die vorsätzliche Schadensverursachung beinhaltet im Bereich 
deliktischen Handelns auf wirtschaftlichem Gebiet eine Reihe 
komplizierter Probleme, weil das Typische bei der Verur­
sachung wirtschaftlichen Schadens infolge wirtschaftlicher 
Fehldispositionen oft gerade darin besteht, daß eine direkte 
Zielsetzung auf die Herbeiführung wirtschaftlicher Schäden 
nicht bestand. Die Gründe für das Entstehen ökonomischer 
Schäden liegen letztlich u. a. in solchen Faktoren wie unge­
nügende Ermittlung der Ausgangsdaten, Vernachlässigung 
rechtlicher Forderungen verschiedener Art, zu starke Bindung 
an individuelle Nutzenserwartungen, Überschätzen der Be­
deutung der gewählten Entscheidungsalternative, Fehlein­
schätzungen potentiell möglicher schädlicher Folgen. Diese 
Faktoren korrelieren nicht selten mit erheblichen Mängeln in 
der Persönlichkeit des Entscheidungsberechtigten, mit man­
gelnden fachlichen Voraussetzungen, mit ungenügenden 
Kenntnissen über den wissenschaftlich-technischen Höchst­
stand.

Die soziale Wertigkeit des gesamten Entscheidungspro­
zesses und in diesem Zusammenhang die innere Haltung zu 
einem möglichen wirtschaftlichen Schaden, der jedenfalls in 
seinen groben Umrissen absehbar ist, ermöglicht es, die 
bewußtseinsmäßige Einstellung zu diesem Faktor festzustellen, 
und kennzeichnet durchaus einerseits die verantwortungs­
volle, andererseits die verantwortungslose Haltung des Han­
delnden. Von vornherein muß aber Klarheit darüber 
bestehen, daß nach Eintritt von Schäden nicht automatisch 
strafrechtliche Schuld zu vermuten ist. Auch die bloße 
Beteuerung des Handelnden, den Schaden nicht beabsichtigt 
bzw. nicht bewußt und in dem Sinne direkt vorsätzlich herbei­
geführt zu haben, ist dann strafrechtlich kaum beachtenswert, 
wenn elementare Mängel bei der Entscheidungsvorbereitung 
und -realisierung vorliegen, die dem für die Entscheidung 
Verantwortlichen anzulasten sind. Es gibt hierzu zwar viele 
Probleme und Grenzfälle, jedoch ist m. E. grundsätzlich davon 
auszugehen, daß der indirekte Vorsatz nach § 6 Abs. 2 StGB 
im Hinblick auf die Herbeiführung volkswirtschaftlicher 
Schäden gerade bei den hier in Rede stehenden Handlungen 
existent und auch als solcher klar zu kennzeichnen ist. 
Beachtlich ist hierbei die grundlegende Erkenntnis, daß jede 
Entscheidung ein einheitlicher psychischer und sozialer Akt

ist und stets das Verhältnis zur Gesellschaft und zu ihren 
Verhaltensnormen und Anforderungen betrifft.9 Dabei wäre 
es falsch, zu erwarten, „daß durch die entscheidungspsycho­
logische Sicht innere Prozesse der Straftatentscheidung offen­
bart werden, die sonst nicht beurteilt werden können.

Es geht vielmehr darum, daß bestimmte Ordnungsprin­
zipien der objektiven und subjektiven Handlungsbedingungen 
vorliegen, die auf den Punkt orientieren, in dem sich innere 
und äußere Bedingungen in determinierter und gesetzmäßiger 
Weise konzentrieren und verknüpfen. Dadurch ist für den 
Täter (und natürlich auch für die Gesellschaft — D. S.) eine 
fundierte Analyse der Prozesse vor und während der Tat 
sowie des sozialen Gehalts und der gesellschaftlichen Relevanz 
der Tat möglich.“ 19

Auch für die Fahrlässigkeit gilt das Prinzip, daß nur eine 
verantwortungslose Entscheidung zum Handeln jene soziale 
Disqualität erreicht, die mit dem Begriff der Kriminalität 
gekennzeichnet wird. Das kriminelle Wesen der Fahrlässig­
keit besteht objektiv in einer Beeinträchtigung der Funktions­
tüchtigkeit naturgesetzlich determinierter und gesellschaftlich 
geschützter Regelsysteme im Produktions- und Reproduk­
tionsprozeß, die für die aktive und schöpferische Auseinander­
setzung des Menschen mit der Natur, die Bewältigung wissen­
schaftlich-technischer Prozesse sowie die Lösung aller Auf­
gaben im sozialen Bereich von grundlegender Bedeutung sind. 
Subjektiv ist es das Verantwortungslose im Handeln, das der­
artige Folgen akzeptiert oder sich mit ihrem möglichen Ein­
tritt nicht bzw. äußerst unzureichend auseinandersetzt.

Auch die fahrlässige Schuld kann weder auf pflicht­
widriges äußeres Verhalten reduziert noch durch bloße 
kausale Bezugnahme auf fixierte Pflichten festgestellt 
werden. Die kriminelle Fahrlässigkeit ist durch die Verant­
wortungslosigkeit der Entscheidung zum Handeln sozial um­
fassend gekennzeichnet. Bei aller Differenziertheit der ver­
schiedenen Fahrlässigkeitsformen trifft den Handelnden der 
Vorwurf, gesellschaftlich negative Folgen herbeigeführt zu 
haben, zu denen es nicht gekommen wäre, wenn Pflicht- und 
Verantwortungsbewußtsein das Handeln bestimmt hätten.11

Das Oberste Gericht hat sich aus der Sicht des Beitrags der 
Rechtsprechung zur Vorbeugung von Havarien, Bränden und 
Verletzungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes mit 
Fragen der Fahrlässigkeit wiederholt beschäftigt und damit 
wichtige Orientierungen gegeben, die in der Tätigkeit der 
Rechtspflegeorgane konsequent durchzusetzen sind.12

Die wirksame Verwirklichung des Prinzips der konse­
quenten und unumgänglichen Verantwortlichkeit für die 
schuldhafte Verursachung wirtschaftlicher Verluste setzt die 
komplexe Anwendung des sozialistischen Rechts, besonders 
seiner Verantwortlichkeitsregelungen, voraus. Diese Anforde­
rung verlangt, nach den Maßstäben zu urteilen, die für die 
Wirtschaftsleitung und das Entscheidungsniveau in der Wirt­
schaft prinzipiell gelten. Für die Erhöhung der Vorbeugungs­
arbeit bei Wirtschaftsstraftaten gilt der Grundsatz, daß ein 
Höchstmaß an Ordnung, Disziplin, Sicherheit und Gesetzlich­
keit die beste und wirksamste Garantie für den Erfolg ist. 
Dabei obliegt den Leitern der Betriebe und Kombinate sowie 
denen der übergeordneten Organe eine besonders verantwor­
tungsvolle Aufgabe. Diese besteht im wesentlichen darin, alle 
mit der Leitung, Planung und Abrechnung und auch mit der 
Stimulierung verbundenen Prozesse im Betrieb oder Kom­
binat so zu gestalten, daß stets ein exakter Überblick über 
Aufwand und Ergebnis, Einsatz und Nutzen, Richtigkeit und 
Wahrhaftigkeit ihrer buchmäßigen Erfassung, Begründetheit 
und Effizienz wirtschaftlicher Leitungsmaßnahmen gegeben 
ist. Durch eine überschaubare Gestaltung des Leitungssystems 
und aller Arbeitsprozesse, durch klare Abgrenzung der Ver­
antwortungsbereiche, durch wahrheitsgemäße Information 
und sachlich fundierte Berichterstattung, durch ein ständiges 
Analysieren und mit Schlußfolgerungen verbundenes Gestal­
ten der wichtigsten Entscheidungsprozesse wird eine effektive 
Leitungstätigkeit gewährleistet und zugleich Wirtschaftsstraf­
taten wirksam vorgebeugt. 6 7 8 9 10 11 12
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